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b) die Unterschutzstellung von Boden und Baudenkmälern (Aufnahme in die 
Denkmalliste der Stadt), 

c) Angelegenheiten im Rahmen der Aufgaben als untere Denkmalbehörde 
nach dem Denkmalschutzgesetz vom 11. März 1980 (GV. NW. S. 226) in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der 
laufenden Verwaltung handelt, 

d) die Ausgestaltung von Maßnahmen an städtischen Denkmälern nach 
Maßgabe der Haushaltssatzung. 

§ 12 
Ausschuss für Bildung, Soziales und Generationenfragen 

(1) Der Ausschuss für Bildung, Soziales und Generationenfragen besteht aus 10 
Stadtverordneten und 8 sachkundigen Bürgern und 3 sachkundigen 
Einwohnern (beratend). Für jedes Mitglied ist ein(e) Vertreter(in) zu wählen. 

Ein Vertreter der städtischen Jugendfreizeiteinrichtung und je ein von der 
katholischen und der evangelischen Kirche benannter Vertreter als ständiges 
Mitglied mit beratender Stimme nehmen an den Sitzungen teil (§ 85 Abs. 2 Satz 2 
SchulG NRW). Wegen der Bildung eines gemeinsamen Ausschusses bleibt die 
Mitwirklung der benannten Vertreter auf Gegenstände im Bildungsbereich 
beschränkt. 

Außerdem können Vertreterinnen und Vertreter der Schulen zur ständigen Beratung 
berufen werden. 

(2) Der Ausschuss für Bildung, Soziales und Generationenfragen berät über 
alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung in den Bereichen 
Bildung, Soziales und Generationenfragen. 

(3) Hinsichtlich der durch die Schulkonferenz gewählten Bewerber für die Schulleiterin 
oder den Schulleiter einer Schule schlägt der Schulausschuss dem Stadtrat die 
Zustimmung oder die Verweigerung der Zustimmung zu der gewählten Bewerberin 
bzw. dem gewählten Bewerber gem. § 61 Schulgesetz für das Land NRW (SchulG) 
vor. 

(4) Dem Ausschuss für Bildung, Soziales und Generationenfragen obliegt die 
Entscheidung folgender Angelegenheiten: 

a) Förderung der Arbeit der Jugendgruppen und Jugendvereinigungen; 

b) Neubau von Kinderspiel- und Bolzplätzen; 

c) Fragen der Seniorenbetreuung; 

d) Gewährung von Wiedereingliederungshilfen (Asylbewerber und geduldete 
Ausländer);   
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e) Konzeptionelle Vorgaben über städtische Jugend- und Freizeiteinrichtungen; 

III. Zuständigkeit des Bürgermeisters 

§ 13 
Zuständigkeit und Aufgaben des Bürgermeisters 

Zuständigkeiten und Aufgaben des Bürgermeisters regelt die Hauptsatzung. 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 14 
Inkrafttreten

Diese Zuständigkeitsordnung tritt am Tage nach der Beschlussfassung durch den Stadtrat 
in Kraft. 










































